


S V  und Doktorpromotion in einem Verfahren. Die Dun:hfüh- 
ntng .Oblag den Mitgliedern der M e h n  Fakuität in Leipzig6* 

In Hessen-Dcumstadt verfestigte die PrUfmgso~&ung von 1847 eine 
Entwicklung9 die 1813 eingeleitet worden war. Damds hatte der Gr~Bher- 
zog den von der Medizinischen Fakultät in Giebn "als brauchbar befan- 
denen Kan&daten jede weitere Prüfung bei einem Collegio medico gnä- 
digst erlassen ...". Der Fakultät, deren Zeugnisse damit "nicht mehr d e i n  
Docurnente der scientifischen Eigenschaften eines Kandidaten, sondern 
zugleich Bzirgschaft" waren, "W demselben Leben und Gesundheit seiner 
Mitbürger anverbaut werden" konnten, wurde auferlegt, über die Examina 
in Zukunft schriftliche Protokolle zu verfassen. Dkse sollten "bei &für&- 
rung und Anstellung eines Kandidaten, oder sonst erforderlichen Falles, an 
die Regiesungen oder höchste Behörde, wdchen die Leitung der Medici- 
ndpolizei zukommt, eingesendet werden ..."7 Probldos  hat diese Wei- 
tergabe von PrüfungsakSen offenbar nicht funktioniert. 1821 wurde die 
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Semester und schloß mit einer FakuItätsprüfung ab, deren theoretischem 
Haupäea ehe pictische Vorprüfung vowsgehen sollte1 l. 
Egmgegenaber wurde in der Prüfungsordnung von 1847 davon abgese- 

hen, "b 'Besvch von gewissen Vorlesungen als Bedingung der Zulassung 
, zur FWtätspiWng vorzuschreiben", womit auch jede Bestimmung der 

Ingrid Kästner, Von der Universitätsreform 1830 bis zur Reichsgründung 1871. In: 'J 
ingrid Kästner und Achim Thom (Hrsg.), 575 Jahre Medizinische Fakultill der Universi- 
tät Leipzig. Leipzig 1990, S. 29-50, S. 37. 
Feainand] Aug[ustl Marlia] Frtanzl V. Ritgen, Das Medicinalwesen des GmBher- 
zogthums Hessen in seinen gesetzlichen Bestimmungen dargestellt. Bd. 1. Dannstadt 
1840, S. 351-352. 

3 
Ritgen 1840, S. 357-358. 
Ritgen 1840, S. 359-360 und S. 368-369. 

'O Peter Moraw, Kieke Geschichte der Universität Gießen von den m g e n  bis zur 
Gegenwart. 2. Aufl. GieSen 1990, S. 147. 

l1 Studienplan für die Großh-glich Hasische Landesuniversität in Giessen. Giessen 
1843, S. 25-33. 
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Studiendauer entfallen mußtel*. Neu war 1847 die Einführung einer natur- 
wissenschaftlichen Vorprüfung, die dem Examen "in den eigentlichen 
Disciplinen der Medicin" vorangehen sollte.13 Aufgewertet wurden die 
praktischen Prüfungen (am Krankenbett), die nach dem Willen des Minis- 
teriums "mehr, als es bisher der Fall war, ein Theil der Prüfungen selbst 
seyn" ~ollten'~. Sehr detailliert sind die Bestimmungen der neuen Ordnung 
hinsichtlich der Durchführung des Examens, seiner Beaufsichtigung und 
der Ermittlung der Gesamtnote. 

Ein erster Entwurf dieser 1847 probeweise in Kraft gesetzten Prüfungs- 
ordnung war der Fakultät bereits 1844 durch das Ministerium des Inneren 
und der Justiz zugeleitet worden. Die von den Gießener Medizinern 1845 
eingereichten Änderungsanträge haben in der Fassung von 1847 teilweise 
Berücksichtigung gefunden. Daß die Professoren dabei letzlich keine 
einheitliche Meinung vertraten, zeigt sich an den Kontroversen, in die die 
Fakultätsmitglieder ab April 1847 verwickelt wurden. Diese haben nicht 

, nur publizistischen Niederschlag gefunden, sondern auch das zuständige 
Ministerium des Inneren und der Justiz beschäftigt. 

Vom 7. August bis zum 4. September 1847 erschienen in der Allgemei- 
nen Medicinischen Central-Zeitung in mehreren Folgen anonyme Betrach- 
tungen''. Noch im selben Jahr kamen diese Ausführungen mit kleinen 
Änderungen als Broschüre im Verlag Adolph Büchting in Nordhausen 
unter folgendem Titel heraus: "Ueber die neue grossherzoglich hessische 
Prüfungs-Ordnung für Mediciner: ein Beitrag zu dem Kapitel von den 
Studien- und Prüfungs-Ordnungen überhaupt von Dr. *, grossherzogl. 

I hess. Arzte u.s.w.". Trotz dieses Bemühens um Anonymität gibt es Anzei- 
chen, daß die Schrift maßgeblich von Philipp Phoebus, dem damaligen 
Gießener Professor für Pharmakologie, beeinflußt wurde oder sogar aus 
seiner Feder stammt. Darauf weist zum einen die Übereinstimmung zwi- 
schen hier geäußerten Ansichten und solchen Auffassungen hin, die Phoe- 
bus in einer 1849 veröffentlichten Abhandlung vertreten hat16. Letztere 
trägt den Titel "Ueber die Naturwissenschaften als Gegenstand des Studi- 
ums, des Unterrichts und der Prüfung angehender Aerzte" und erschien 

I ebenfalls bei Adolph Büchting in Nordhausen im Harz, dem Ort, wo 
Phoebus vor seinem Wechsel nach Gießen gelebt hatte17. Ferner enthält die 

l2 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu $ 2  (S. 2). 
l3 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu $ 3 (S. 2). 
l4 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu $ 15 und 16 (S. 3). '' X, Ueber die neue grossh. hessische Prüfungs-Ordnung für Mediciner; ein Beitrag zu 

dem Kapitel von den Studien- und Prüfungs-Ordnungen überhaupt. In: Allgemeine Me- 
dicinische Central-Zeitung 16 (1847), Sp. 489-492, 497-501, 508-512, 529-535, 537- 
542,545-551,557-559. 

l6 Um den Text nicht zu überlasten, wird auf Parallelen zwischen diesen beiden Schriften 
im folgenden in den Fußnoten hingewiesen. 

17 Christian Maaß, Johann Bernhard Wilbrand (1779-1846); herausragender Vertreter der 
romantischen Naturlehre in Giessen. (Arbeiten zur Geschichte der Medizin in Giessen, 

MOHG NF 84 (1 999) 43 



- .  

der von ihm attackierten Broschüre ein Angehöriger der Universität sei, 
"dem ein Mitglied der Facultät die zu ihrer Abfassung nöthigen Thatsa- 
chen und Materialien geliefert hat."20 Die Zeitgenossen scheinen gewußt = 

zu haben, wen Bischoff meinte. Phoebus und der Professor der Staatsarz- 
neikunde, Franz Josef Julius Wilbrand, der seine Position durch die neue . 
Prüfungsordnung gleichfalls gefährdet sah, erfuhren, daß "achtbare Stim- 
men aus dem Publikum" sich gegen ihre Person aussprachen. Sie versuch- 
ten dem nicht nur durch einen Bericht an den Universitätskanzler Justin , 
von Linde entgegen zu wirken, sondern auch durch die in mehreren Zei- 
tungen eingerückte Erklärung: "... daß wir noch nie einen Anwalt für 
unsere Ansichten gesucht, daß wir niemand zu einer öffentlichen Würdi- 
gung jener Prüfungsordnung aufgefordert, veranlaßt oder ermuntert und 
niemanden, - also auch nicht den Autor der von Herrn Prof. Bischoff 
beleuchteten Schrift - Tatsachen oder Materialien dazu mitgeteilt haben."21 

Worum ging es nun in der heftig geführten Diskussion? 
E i  erster Streitpunkt war die Studienfreiheit. Wie bereits erwähnt, setz- 

te die Ordnung von 1847 für die Zulassung zur Prüfung nicht mehr den 
Besuch bestimmter Vorlesungen voraus und verzichtete in Konsequenz 

te jeder hören können was, wo und wie er wollte. Als Nachweis für die 

n eines GroBh. 

ssum als Erscheinungsjahr angegeben, Bischoff selbst hat arn Ende 

21 Maa6 1994, Bd. I, S. 266-W. 
Bischoff 1948, S. 6; Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu $ 2  (S. 2). 
Vgl. A[n&eas] A[ugust] E[mst] Schleiennacher. Bemerkungen tiber den Studienplan Rir 
die Großherzoglich Hessische Landesuniversität zu Gießen. Darmstadt 1843, S. 75. 
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Qualifikation zum Staatsdienst mußten nach ihrer Ansicht die Prüfungen - 
genügenN. 

LemCeiheit versus "Anbefehlung" eines detailierten Stundenplans ge- 
hörte auch zu den umstrittenen Themen der sogenannten "MediWialre- 
formw2'. Diese von Ärzten in ganz Deutschland getragene Bewegung war 

. - eine Reaktion auf die krisenhafte Lage des Berufsstandes und die tief@- 
. fenden sozialen Umwälzungen der damaligen Zeit. Sie manifestierte sich 
- 

U. a durch, eine Hut von Reformschriften, deren Sckitelpunld in den 
Jahren 1846 bis 1849 erreicht wurde26. 

Einen Kristalisationskern für die Diskussion bildete die 1846 erschiene- 
ne Schrift "Die Reform der Medicinal-Verfassung Preußensn des Geheim- 
rats Joseph Hennann schmidt?. Dieser empfahl darin U. a Saidienpläne 
und Priifungen zum Ende einzeiner Abschnitte des Medizi~~studiums. Für 
solche unter Hinweis auf die Verhäitnisse in Rußland und Östamich 
vorgetragenen Ideen konnte er allerdings nur eine kleine Gefolgschaft 
gewinnen, während der üroBtkil der Medizinalreformer demgegenüber das 
Prinvp der Lern f re i t  vertrat?. 

Ein Bewunderer von Joseph Hermann Schmidt war Philipp ~ h o e b u s ~ ~ ,  
der noch 1&46 versuchte, die Aufmerksamkeit des Gießener Universitäts- 
M e r s  Justin V. Linde auf dessen Schrift zu lenken. Dabei wies er insbe- 
sondere auf die von Schmidt im Lauf des Medizinstudiums empfohlenen 
Pnifungen hin? 

In der anonymen Kritikschrift an der großherzoglich-hessischen M- 
fungsordnung von 1847 wurde eine ganze Reihe von Argumenten gegen 
die Studienfreiheit vorgetragen31, die dem Verfasser als "blosse Coqueäe 
rie mit den henschenden liberalen Tendenzen" galt32. Er war der Übemm- 
gung, da6 voile Freiheit und Studienfreit insbesondere sich nui vertrage 
"mit d a f t e r  Festigkeit, Selbstständigkeit und Selbstbeherrschung, 
nicht blos Einzelner, sondern der Masse, und wenigstens der weit über- 

Anonym 1843, Kritische Beleuchtung der Prinzipien des neuen Gießener Studienpians. 
mit tponderer Rücksicht auf die darüber erschienenen Schriftchen. In: Konstitutionelle 
Jahrbticher 3 (1843), hier S. 197-198. 

25 ENvin H. Ackerknecht, Beitrage zur Geschichte der Medizinairefm von 1848. In: 
Sudhoffs Archiv für Geschichte der Medizin 25 (1932), S. 61-109, 1 13-183. S. 134. 

26 Ackerknecht 1932, S. 74 und S. 85-89. 
27 Ackerknecht 1932, S. 113-1 15. 
28 Ackerknecht 1832. S. 134. 
29 Philipp Phoebus, Ueber die Naturwissenschaften als Gegenstand des Studium, des 

Unterrichts und der Prüfung angehender A e m .  Nordhausen 1849, S. W. 
30 Bundesarchiv, Außenstelle Fninkfurt FN 1 W40, Schreiben vom 24. 11.1846. 
31 Fitr einen vorgeschriebenen Bildungsweg und damit gegen die Studienfreiheit spricht 

sich auch Phoebus 1849, $39 (S. 61) aus. 
32 Ueber die neue grosshemglieh hessische nüfungs-Ordnung für Mediciner; ein Beitrag 
zu dem Kapitel von den Studien- und Pröfungs-Ordnungen iiberhaupt. Nordhausen 1847, 
S. 16. 
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wiegenden Mehrheit Jener, die sie geniessen sollen."33 Diese schienen ihm 
aber beim Großteil der Studierenden, die nach seiner Auffassung auf der 
Übergangsstufe vom Jünglings- zum Mannesalter 'standen, nicht gege- 
benM. Damit drohte die Gefahr, da8 der Student "Jahre lang auf sein B e  
rufsfach nur wenig Fieiss" verwende3'. Die Konsequenzen müßten sich 
beim Abschlußexamen zeigen, dessen Anforderungen an ,den Examinan- 
den gegenüber früheren Zeiten sehr gesteigert worden waren. Viele wiir  
den sich gar nicht in die Prüfung wagen, andere sie zu wiederh~iten Maien 
nicht bestehen. Für die Masse der Studenten müßte es so ohne "planrnässi- 
ge gesetzliche Leitung" zu einer Verlängerung der Studiendauer und damit 
zu erhöhten finanziellen Belastungen, ja zur Zerrüttung ihrer pekuniären, 
Verhäitnisse k i m ~ n e n ~ ~ .  Der finanzielle Druck sei ohnehin in den vergan- 
genen Jahren gestiegen, da sich die Honorare für manche medizinischen 
Vorlesungen, bespielhaft genannt werden vom Autor die anatomischen37, 
verdoppelt, ja verdreifacht hätten. Als Konsequenz des "verschärften 
Examens und des nunmehr noch viel kostspieliger gewordenen Studiums" 
stände zu befürchten, da6 die Neigung der 'Inländer, ein Medizinstudium 
aufnipiehmen, weiter sinken würde. Mochte dies angesichts der hohen 
Aaztzahl im Lande sogar als Vorteil erscheinen, so stand nach Meinung 
des anonymen Verfassers zu erwarten, daJ3 dafür eine, allzu große Masse 
von Studierwilligen den anderen Fakultäten, insbesondere der Rechtswis-f 
senschaftlichen, zuströmen würde, ohne dai3 absehbar sei, wie der Staat- 
diese versorgen könne3*. Hier wurden die Ängste der Juristen aufgegriffen, 
die die "Überfüllung" ihres Berufsstandes im Vormärz in besonderer 
Weise als bedrohlich empfanden39. 

Insgesamt trat die Schrift von 1847 für einen partiellen Studienzwang 
e p .  Dementsprechend wurde auch der Plan der preußischen Regierung 
beifällig aufgenommen, bei der von ihr beabsichtigten Reform einen 
Studien* zu befehlen, sofern ,,derselbe nur ein mässig beschränkender 

33 Anonym 1847, S. 17. " Anonym 1847, S. 19. 
35 Anonym 1847, S. 19. 
36 Anonym 1847. S. 22. 
37 Bischoff (1848. S. 23-26) hat den hier implizierten Vorwurf, da6 er zu hohe Honorare 

fUr seine Vorlesungen verlange, zutickgewiesen und dargelegt, daß die anatomischen 
Studien fih die Studenten insgesamt nicht teurer seien als zur Zeit seines Vorgängers 
Johann Bernhard Wilbrand. Irn Vergleich mit den Kosten auf anderen deutschen Univer- 
sitäten schnitt nach seinen Berechnungen die Anatomie in Gießen sogar am günstigsten 
ab. 

38 Anonym 1847, S. 23. 
39 Vgl. Robert Jiitte, Die Entwicklung des äntlichen Vereinswesens und des organisierten 

Äntestandes bis 1871. In: Robert JIitte (Hrsg.), Geschichte der deutschen Ärzteschaft, 
organisierte Bemfs- und Gesundheitspolitik im 19. und 20. Jahrhundert. Köln 1997, S. 
15-42, S. 26. 
Anonym 1847, S. 16. 
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sein werde."41 Nach Auffassung des anonymen Autors durften dem Stu- 
denten nämlich keine "allzubeengenden Schranken" gezogen werden, 
denn, so argumentierte er, "weil er [= der Student] auf der Uebergangsstu- 
fe vom Jünglings- zum Mannesalter steht, muss ihm viel grössere Freiheit 
als je dem Gymnasiasten gewährt werden, und die Universitäten vertragen 
schon um deswillen keine eigentliche Schuleinrichtung: ..."42 Eine Hal- 
tung, zu der Theodor Ludwig Wilhelm Bischoff in seiner Erwiderungs- 
schrift bissig bemerkte: "Also recht bedächtig, rechts und links; hier ein 
wenig Studienzwang, dort ein wenig Studienfreiheit ..."43 

Entsprechend seiner Einschätzung der völligen Freigabe der medizini- 
schen Studien als bedenklich und gefährlich, meinte der anonyme Autor 
von 1847, daß man der hohen Staatsregierung und insbesondere dem 
Geheimen Staatsrat und Kanzler der Universität V. Linde sehr Unrecht 
getan habe, sie im Zusammenhang mit dem Studienplan von 1843 wegen 
Unterdrückung und Einschränkung der Lernfreiheit zu verunglimpfen4q. 
Vor diesem Hintergrund hielt er es auch für weise, daß die neue Ordnung 
nur versuchsweise in Kraft gesetzt worden war.45 

In der damit eröffneten Möglichkeit, in absehbarer Zeit Änderungen 
herbeizuführen, vermutete Bischoff eine der Triebfedern für die Abfassung 
der anonymen Schrift. Seit dem einstimmigen Votum der Medizin- 
Professoren für die Studienfreiheit könnte die Besorgnis entstanden sein, 
"daß dadurch die gezwungene Zinspflichtigkeit der Studenten für jede 
Vorlesung, welche den Facultätsmitgliedern beliebte, eine Gränze gefun- 
den hätte, ..."46 Im bewhteten Verlust von Kollegiengeldern war dem- 
nach der Wunsch nach Herstellung des früheren Zustandes motiviert. 

Für Bischoff, den Befürworter der neuen Prüfungsordnung, vertrug sich 
Studienzwang nicht mit dem in seiner Zeit zu beobachtenden "Fortschritt 
in der Entwicklung des Selbstbewußtseyns der ~ a s s e n " ~ ~ .  Er plädierte 
dementsprechend vehement für die Eigenverantwortung der studenten4*, 
deren große Mehrzahl nach seiner Erfahrung die Universität mit einem so 
entwickelten Urteil bezog, daß es unnötig schien, "sie noch an dem Gän- 
gelbande der Erziehung zu führen."49 

Statt für Studienzwang setzte Bischoff sich für "ein wohlgeordnetes und 
zugleich strenges Examen" ein, "dessen Garantie nun einmal der Staat 

41 Anonym 1847, S. 24. 
42 Anonym 1847, S. 19. 
43 Bischoff 1848, S. 6. 

Anonym 1847, S. 24-26. 
45 Anonym 1847, S. 25. 
46 Bischoff 1848, S. 6. 
47 Bischoff 1848, S. 1 1 .  
48 Christian Giese, Theodor Ludwig Wilhelrn von Bischoff 1807-1882; Anatom und 

Physiologe. Habil.-Schr. Giessen 1990. S. 167- 168. 
49 Bischoff 1848, S. 12. 2% ,*< . 
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nicht entbehren" konntef0. Gegen den Einwand, da6 manche Studenten 
sich dann gtlt. nicht mhr in die PdkfWg wagen und zu Grunde gehen 
wthden, zitierk er J o b  Mepomuk Rust, der msißgeblich die Prüfungsbe- 
stimmungen in Preußen binfiußt  hatte?': "Eb ist besser, daB zehn solche 
Kerle und Schwachköpfe sich ersaufen und erhän n, als daß sie hunderb 
von Kranken durch ihre Unwissenheit emosden!" Wg die ncuc F&t 
nicht richtig zu gebrauchen w&te  und bei seiner Selbsteiaseh&zung 
vemgtq, über dessen trauriges Ende brauchte man sich danach nicht den 
Kopf zu zerbrechen. 

Einem möglichen Rückgang der Studierenden der Medizin infolge eines 
v m n  Examens konnte Bischoff nur positive Seiten abgewinnen. 
Sollte &Wich die Zahl der Änte sieh vermindern und gleichzeitig ihre 
Tüchtigkeit steiga, dann prognostiziertc er: "... werden sie nicht mehr 
vehungem und der Hunger wird sie nicht mehr demoralisieren, sie w e r k  
ihren Stand mcht mehr entwürdigen und in den Augen des. PubllcuIils 
v e r ä i c h  machen."53 Mit dieser dtasti8chen'Sehilderung flZhrt Bis&& 
die materielle Not vieler Änte der damaligen Zeit vor Au&en, die auch 
eine dcr wichttgskn Triebfedern fUr die MedbhM&onnbwpg war. 
E i  " S - m ~ g "  scheint damals als weitverbreitetes &kl& 
~ n g s x m t e s  für die dmmtische Situation gedient zu habenM. Sie mulsde 
eine Gegemmemng. in der von Bischoff geschilderten Weise sinnvoli und 
e W v  emwbgien lassen, So forderte auch der groBhemglich hessische 
Hofrat Shmmns neben &er verbesserten Medizinerausbildung stren- 
ge=! , um das Ansehen des 'ärztlichen Standes zu he- 
bens=ysen der Sihution unter Bezug auf die dlgemi- 
ne wirtschaftliche Entwicklung blieben in diesem Umfeld offenbar selten, 
so der in einer Schrift des Düsseidorfer Ärztevereins enthaltene Hinweis, 
daß der wdhabende Mittelstand in Abnahme begriffen sei, die Zahl der 
notorisch Armen hingegen in erdreckendem Uaße zunehmes6. 

Ein S-Im, in dem der Jhmch bestimmter Vorlesungen verbind- 
ikh vorgwhiebm wurde, barg nach Ansicht von Bischoff die Gefabr, 
W die Professoren nicht mehr den nMgen Eifer aufbringen würden. 
Weiter v d e n  mu6te sich dieser Zustand, wenn die mit den obligaten 
Vorlesungen betrauten Hochschullehrer zugleich die Examinatoren waren, 
dann würden ihnen die Studenten vollends ausgeliefert sein. Nach Ansicht 
von Bischoff hatten die sich hieraus ergebenden Übelstände maßgeblich 

, - " Bischoff 1848, S. 21. 
Zur Person von Rust und seinem Einfiuß auf die Prüfungsbestimmungen in nwiSen vgl. 
Rolf W h ,  Medizin in Berlin. Berlin [U.%] 1987, S. 145-146 und 156-157. " Bkshoff 1848, S. 22. 

j3 Iwtioff 1848, S. 22. 
$. A d & a ~ ~ h t  1932, S. 89-90. 
r. 55 Jtiüe 1997, S. 27. 

Ack-ht 1932. S. 90. 
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dazu beigetragen, daß vielerorts den Fakultäten die Prüfungen entzogen 
und Staatsexamina eingeführt worden waren. Dieses galt ihm als nachtei- 
lig, mit Blick auf Preussen wegen der dort entstandenen Zentralisations7, in 
Hinsicht auf die kleineren Staaten wie Baden, Württemberg oder Kur- 
hessen wegen des Mangels an geeigneten Prüfern außerhalb der Universi- 
täten. Im Ausschluß der Fakultäten von diesen Examina sah Bischoff die 
Ursache für den "Ruin der academischen Studien" und den Verfall des 
ärztlichen standesS8. Diese von Bischoff vorgetragenen Gedankengänge 
zeigen, daß er sich der in diesem Punkt besonders priviligierten Stellung 
der Gießener Medizinischen Fakultät bewußt war. 

Wie bereits erwähnt, bestand ein Novum der Ordnung von 1847 in der 
Einführung einer naturwissenschaftlichen Vorprüfung. Der Studienplan 
aus dem Jahre 1843 hatte in Anlehnung an 1809 ergangene Bestimmun- 
gen59 noch daran festgehalten, den künftigen Ärzten den Besuch von 
Vorlesungen in Universal eschichte, reiner Mathematik, Logik und Psy- 
chologie vorzuschreiben? Offenbar mit Blick auf an den Gymnasien 
erworbenes wissen61 wurde 1843 alternativ zum Vorlesungsbesuch aber 
die Möglichkeit eröffnet, die Kenntnisse in den genannten Disziplinen 
durch eine Vorprüfung nachzuweisen. Sie sollte dem fachwissenschaftli- 
chen Fakultätsexamen v~raus~ehen'~. 

Mit der Prüfungsordnung für Ärzte von 1847 erhielt das Vorexamen 
einen obligaten Charakter und erfuhr gleichzeitig eine entscheidende 
inhaltliche Veränderung, umfaßte es doch künftig die naturwissenschaftli- 
chen Fächer Botanik, Zoologie, Physik, Chemie und Mineralogie. 

Diese schon 1845 und in Wiederholung im Februar 1847 von der Gie- 
ßener Medizinischen Fakultät geforderte ~ a ß n a h r n e ~ ~  findet Parallelen in 
den medizinischen Prüfungsordnungen anderer deutscher Länder. Bereits 
1825 war in Preußen das ,,Tentamen philosophicum" eingeführt worden, 
das die Fächer Logik, PS chologie, Physik, Chemie, Botanik, Zoologie 
und Mineralogie einschloßL. In Bayern gab es seit 1843 eine "Admissions- 
Prüfung", die nach zweijährigem Studium abzulegen war und sich über die 
Disziplinen Physik, Chemie, Botanik, Mineralogie und Zoologie erstreck- 
tea. In anderen Staaten wie etwa Württemberg oder 

57 Zu den negativen Auswirkungen der Zentralisation in Berlin vgl. Wenig 1969. S. 94-96. 
58 Bischoff 1848, S. 19-20. 
s9 Ritgen 1840, S. 253 und 354. 
60 Studie~~plan 1843, S. 25-26; über diese "ailgemeinbildenden" sogenannten Zwangskol- 

legs vgl. auch Moraw 1990, S. 147. 
" ZU diesem Aspekt vgl. Schleie-her 1843, S. 18. 
62 Studienplan 1843, S. 5. 
63 UniversitWarchiv Gießen Med C 1, Bd. 4, S. 162. 

Wenig 1%9, S. 46 und 91. 
Wenig 1%9, S. 104. 
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Baden existierte damals allerdings noch kein eigenständiges Examen in 
den sogenannten ~ilfswissenschaften~. 

Der anonyme Verfasser der Kritikschrift an der Gießener Prüfungsord- 
nung begrüßte grundsätzlich die Einführung des naturwissenschaftlichen 
Vorexamens, galten ihm doch die dort abzufragenden Fächer als "eine 
reiche Nahrungsquelle und die unentbehrlichste Grundlage der theor. wie 
der pract. Medicin", während er die Heilkunde als "fortgesetzte, reine und 
angewandte Naturwissenschaft" ansah67. Auf dem Hintergrund dieser 
Einschätzung mußte es besonders bedenklich erscheinen, daß die Gießener 
Medizinstudenten in der Vergangenheit das Angebot an naturwissenschaft- 
lichen Lehrveranstaltungen nicht im notwendigen Maße genutzt hatted8. 

über den Zeitpunkt der naturwissenschaftlichen Vorprüfung hatte das 
Ministerium zunächst bestimmt, daß sie im selben Semester wie die ei- 
gentliche medizinische Doktorprüfung stattfinden sollte@. Auf Antrag der 
Gießener Medizinischen Fakultät wurde im Mai 1847 8 4 der Prüfungs- 
ordnung dann wie folgt präzisiert: "Den Candidaten der Medicin ist gestat- 
tet, sich der naturwissenschaftlichen Vorprüfung zu jeder ihnen beliebigen 
Zeit, jedenfalls jedoch V o r der eigentlichen medicinischen Doctorprüfung 
zu ~nterziehen."~~ Diese Korrektur ging für den Verfasser der anonymen 
Kritikschrift von 1847 nicht weit genug. Er hielt es für geraten, daß der 
Kandidat die Prüfung möglichst frühzeitig, wenigstens aber zwei bis drei 
Jahre vor dem eigentlichen Doktorexamen ablegen sollte7'. Ohne eine 
entsprechende gesetzliche Regelung stand nach seiner Ansicht zu befürch- 
ten, daß "gar viele Mediciner sich zu der naturwiss. Prüfung sehr wahr- 
scheinlich erst gegen Ende ihres gesarnrnten acad. Studiums melden"72 und 
dementsprechend die naturwissenschaftlichen Vorlesungen zuletzt hören 
würden. Dies erschien dem anonymen Kritiker aber wenig sinnvoll, da die 
Lehre von den Krankheiten und ihrer Heilung nach seiner Überzeugung 
die Kenntnis der Naturwissenschaften voraussetzte. Als vorbildlich galten 
ihm die Bestimmungen in Bayern, Württemberg, Österreich und Frank- 
reich, wo der Zutritt zu den "eigentlich med. Vorlesungen" vom Nachweis 
der erforderlichen naturwisschenschaftlichen Vorbildung abhängig ge- 
macht wurde73. Theodor Ludwig Wilhelm Bischoff setzte hingegen auf die 
Einsichtsfähigkeit der Studenten, die diese dazu führen würde, das Vorex- 
amen gleich nach den ersten, wie bisher dem naturwissenschaftlichen 

Wenig 1969, S. 102-103; Stübler 1926, S. 281-282; Nauck 1952, S. 56. 
67 Anonym 1847, S. 26. 
68 Anonym 1847, S. 27-28. 
69 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, $8 2 und 3 (S. 7). 
70 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 28. Mai, $ 4 (S. 16). 
71 Anonym 1847, S. 28; ein Eintreten für durch obligatorische Zwischenzeiten getrennte 

72 
Prüfungen findet sich auch bei Phoebus 1849, $5 39-40 (S. 58-62). 
Anonym 1847, S. 29. 

73 Anonym 1847, S. 29. 
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1846 durch den Tod von Johann Bemhard Wilbrand vakant. geworden. 
Nach dem Hinscheiden des 67jährigen Professors der Naturgeschichte 
setzte sich Justus Liebig zielstrebig und erfolgreich für die Verlagerung 
von Botanik und Zoologie aus der Medizinischen in die Philosophische 
Fakultät ein77. Im Dezember 1846 konnte Karl Vogt zum außerordentli- 
chen Professor der Zoologie ernannt werden, während das Auswahlverfah- 
ren für die Botanik 1847 noch nicht zum Abschluß gekommen war. In 
dieser Situation standen in beiden Fächern keine ordentlichen Professoren 
zur Verfügung. 

Mit dem Erlaß des neuen Reglements forderte das Ministerium die Me- 
dizinische Fakultät deshalb zum "b a 1 d i g s t e n Bericht" darüber auf, 
welchen akademischen Lehrern bis zur Berufung ordentlicher Fachvertre- 
ter die Vorprüfung in Botanik und Zoologie übertragen werden könne7*. 
Die Fakultät gab die gewünschte Stellungnahme arn 22. April 1847 abI9. 
Das Ministerium bestimmte dann im Mai, daß einstweilen Karl Vogt die 

74.~ischoff 1848, S. 29. '' Wenig 1%9, S. 67. 
Fdtäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April. 8 4 und 8 5 (S. 8). 
Vgl. Eva-Marie Felschow und Emil Heu= (Bearb.), Universität und Ministerium im 
V w ,  Jus- Liebigs Briefwechsel mit Justin von Linde. (Studia Giessensia, 3). Gie- 
Ben 1992, Nr. 205 (S. 271) und Nr. 208 (S. 277). * FacuMts-Examina 1847, R d p t  vom 3. April, Zu § 3 (S. 2). 

B F~bcuItäts-Examina 1847, Rescript vom 28. Mai. 
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Vmprüfung in Zoologie und der Forstwissenschaftler Kar1 Gustav Heyer 
diejenige in Botanik abnehmen sorltesO. 

Am Vorgehen der Regierung deuten sich bereits die Schwierigkeiten 
der damaligen Umbruch-Situation an, beauftragte man doch die Mediziner 
mit der Benennung geeigneter Examinatoren, obwohi diese nach Lage der 
Dinge nur aus der Phiiosophischen Fakultät kommen konnten. Dem Be 
streben, den maßgeblichen Einfluß der Philosophischen Fakultät auf die 
naturwissenschafüiche Vorprüfung nicht allzu deutlich hervortreten zu 
lassen, entsprach es auch, daB dem medizinischen Dekan hierbei der 
Vmitz eingeräumt wurde8'. Freilich waren seine Kompetenzen in diesem 
V e r f k  beschränkt. Sie bestanden zunächst in der Anberaumung des 
Prüfungstermins. Hinsichtlich des Examenser ebnisses hatte er nur bei 
Patt-Situationen "eine entscheidende StimmBDer anonym Kritiker der 
Prüfungswdnung hielt diese Vorschriften fät zu vage und forderte einen 
nachhaltigen Einfiuß des medizinischen Dekans. Dessen Einwirkung soilie 
sich dabei nicht nur auf die zu erteilenden Zensuren erstrecken, sondern 
auch "die Art und die Ausdehnung der aufzugebenden naturwiss. Fragen" 
betreffen. Nach Einschätzung des anonymen Autors stand nämlich zu 
erwarten, da6 die Mitglieder der Philosophischen Fakultät im allgemeinen 
weniger als ein Lehrer der Medizin in der Lage sein würden, zu beurteilen, 
welche Gebiete der einzelnen Naturwissenschaften für die künftigen Änte ' 

relevant wärena3. 
Bischoff hielt diese Vorschiäge zu Stellung und Einfiuß des medizini- 

Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 28. Mai, 8 1OJi (S. 16). 
FaiUaltäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 8 5 (S. 8). 

82 Fdtäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 8 5 (S. 8). 
Anonym 1847, S. 31; eine ähnliche Argumentatim findet sich auch in einer auf den 15. 
Mai 1847 datierten Meldung itber die neue n11fungsordnung des Oroßherzogtums Hes- 
sen in der Allgemeinen Medicullschen Central-Zeibing 16 (1847), Sp. 325-36. Eine 
Verbindung von Phüipp Phoebus zu diesem in B e r b  erscheinenden hiblika- 
tionsorgan wird neben dem Druckori Nordhausen dukh folgenden, von Liebig in einem 
Schreiben an Justin V. Lide am 17. April 1847 gcäui3erten Vorwurf wahrscheinlich: 
"Schwerlich haben Sie eine Vorstellung davon, da6 dieser Mann lange ausRihrliche Ar- 
tikel über die medizinische Fakultät, die ihr nichts weniger als zu ihrer m g&chen, 
in die Berliner medizinischen Blätter geschrieben und bei Verhandlungen irn Senate bei 
Gelegenheit mehrerer Benifungen beinahe buchstäblich mitgetheilt hat. ein Vergehen, 
worüber man ihn belangen könnte, daß er noch außerdem die Frechheit hatte, die Fakul- 
tät auf diese (seine eignen) Artikel aufmerksam zu machen und seine Verwunderung 
auszusprechen, wie es möglich wäre, da6 die Fakultät sie ohne Antwort lassen ktinnte!". 
@ekhow/Heuser 1992, Nr. 253, S. 335). Mitteilungen itber die Medizinische FakuM 
in GieBen, die teils intenia, teils Angriffe auf Liebig, Bischoff und den 1846 als Direktor 
der IUinik für Innere Medizin berufenen Julius Vogel enthalten. finden sich in tkr Aii- 
gemeinen W i n i s c h e n  Central-Zeitung 15 (1846), Sp.254.661-663 und 16 (1847) Sp. 
495-4%. Ziir Roh des Dekans oder eines an- Vertreters der Medizinischen Fakultät 
bei natumksenschdtlichen Vorprlifungen vgl. ferner Phoebus 1849, # 44 (S. 68-69). 
Hier &zt sich Phoebus in Übereinstimmung mit Anonym 1847, S. 30 auch fUr eine 
praktische Komponente der naturwissenschaftlichen Vorprüfung ein. 
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schen Dekans für unpraktisch, unverständig und durch einen "rücksichts- 
losen Dünkel" geprägt@. Ihm galten die Mitglieder der Philosophischen 
Fakultät als die geeigneten Examinatoren. Kam es seiner'Meinung nach 
bei der naturwissenschaftlichen Vorprüfung über das Abfragen von Fakten 
hinaus doch vor allem darauf an, festzustellen, "ob der künftige Arzt sich 
so weit mit den Naturwissenschaften beschäftigt hat, daß er befähigt ist, 
den Organismus zu verstehen und zu studiren, ..." Dem Eindringen in die 
Methode naturwissenschaftlicher Studien maß Bischoff dabei eine Schlüs- 
selrolle zu, hielt er doch folgendes für unabdingbar notwendig", da6 er [= 
der ktinftige Arzt] feste Grundsätze und Ueberzeugungen über Naturer- 
scheinungen und die Gesetze, nach denen sie erfolgen, überhaupt erhält, 
daß er einsehen lernt, daß nicht, wie man leider so lange in der Medicin 
verfahren, Alles möglich, sondern Alles nothwendig ist, daß es, um eine 
Naturerscheinung zu verstehen und zu erklären, darauf ankommt, ihre 
Bedingungen zu studiren und zu kennen, und nicht blos ihr einen Namen 
ZU geben."85 

Die hier angeführten Äußerungen zeigen, daß sich in den 40er Jahren 
des 19. Jahrhunderts der Einfluß der Naturwissenschaften auf die Medizin 
nachaaltig bemerkbar machte. Zum klinischen Unterricht trat in der Aus- 
bildung der Studenten mehr und mehr das Laboratorium hinzu, wobei den 
deutschsprachigen Ländern in dieser Entwicklung eine Vorreiterrolle 
zukams. In der Gießener Diskussion markiert die Position von Bischoff 
den einen Pol, der von einer vollständigen Fundierung der Medizin in den 
Naturwissenschaften ausging. Eine zurückhaltendere Auffassung vertrat 
Philipp Phoebus, der von sich selbst grundsätzlich betonte, daß ihm die 
Naturwissenschaften nicht fremd seien und daß er stets bereit sei, "ihre 
weise Benutzung angelegentlichst zu empfehlen"87. In einem Schreiben an 
Rektor und Syndikus der Universität arbeitete er in Auseinandersetzung 
mit der Auffassung Bischoffs seinen eigenen Standpunkt wie folgt heraus: 
"Also die schwierige Kunst, einen jeden Krankheitsfall in der vollen 
Eigenthümlichkeit seiner Erscheinung, Begründung Wesenheit und Heil- 
barkeit aufzufassen, den Heilplan zu entwerfen und auszuführen, unter den 
Tausenden von Mitteln das passende zu finden, und überhaupt unter den 
oft vielfachen Wegen, die offen stehen, sogleich den richtigen einzuschla- 
gen, - diese Kunst, um deren willen der Arzt die Naturwissenschaften 
größtentheils nur als VorbereitungsMittel studirt - diese Kunst, für welche 
[er] einer natürlichen Anlage bedarf, die der in Anatomie, Physiologie und 
Naturwissenschaften Bewandertste oft am allerwenigsten besitzt - diese 
Kunst, die auch bei der glücklichsten Anlage jahrelange Übung am Kran- 

@ Bischoff 1848, S. 30-31. 
Bischoff 1848, S. 31. 
Thomas Neville Bonner, Becoming a physician; medical education in Britain, France, 
Germany and the United States, 1750-1945. New York [u.a.] 1995, S. 203-241. 

87 Universitätsarchiv Gießen Phi1 K 17. 
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I kenbette erfordert, um ihre Ausübung nur beginnen zu dürfen,- und die 
da& fortdauernd cultivirt werden SOU, das ganze Leben hindurch - diese 

b Kunst, welche Niemand erfolgreich ausiiben kann, der nicht von dem 
Selbstgefiüil durchdrungen ist, da6 er in ihren Besitz durch -Aniage und 
reiche Erfahrung gelangt sei (ein Geftihl, welches sich dem Kranken 
rnitiheilen muß, um dessen Vertrauen zu begründen) - diese Kunst wird 
hier so verkannt, und geringgeschätzt, daf3 man auszuspreched sich getrie- 
ben fühlt, sie sei bei vollständiger theoretischer Vorbereitung in wenigen 
Wochen zu erlernen! "" 

Eine ganz besondere Schärfe erreichten die Diskussionen in Gießen im 
Zusammenhang mit dem praktischen Abschnitt des medizinischen Fach- 
oder Doktorexamens. 

Eine stärkere Gewichtung dieses Teils gehörte ja zu den dezidierten Ab- 
sichten des Minsteriums bei Einführung der neuen OrdnungW. Terminolo- 
gisch kam dies schon dadurch zum Ausdruck, da6 man anders als 1843 
jetzt nicht mehr von einer "practischen v0n,rüfungW? sondern von einer 
praktischen Prüfung sprach9 . Wichtigeir als solche begrifflichen Nuancen 
war es aber, daf3 für diesen Abschnitt nun Zensuren erteilt wurden9', die 
neben den Noten der nachfolgenden schriftlichen und mündlichen Prüfung 
in die Gesamtzensur für das ~xarhen eingingen93. Dreimaliges Nichtbeste- 
hen eines Teils der praktischen Prüfung bedeutete, daß der Kandidat nicht 
weiter zum schriftlichen und mündlichen Examen zugelassen wurdeg4. 

Der Studienplan von 1843 hatte zwar die einzelnen Gegenstände der 
damaligen Vorprüfung aufgelistet, zur Dmhftkung aber keine näheren 
Bestimmungen getroffen. In der haxis führte dies dazu, da6 die klinischen 
Lehrer dem Kandidaten oftmals ohne besondere Examination nach den 
Erfahrungen, die sie bislang mit ihm irO Umgang am Krankenbett gesam- 

- melt hatten, das für die Zulassung zum Doktbrexamen notwendige Zeugnis 
ausstellten%. Daß das Ministerium solche Gepflogenheiten nicht länger 
hinneben wollte, wird angesichts der Tatsache, daB die Doktorpriifung 
zur Ausübung der gesamten Heilkunde.befähigte, verständlich. Die Staats- 
examina in anderen deutschen Ländern, die schließlich eine ähnliche 

' Qualiflication verliehen, schlossen m aller. Regel praktische Prüfungsbe- 
standteile einM; in Preußen lag hierauf sogar der ~ c h w e r ~ u n k t ~ ;  und die 

'' Universitätsarchiv Gießen Phi1 K 17. 
Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu 5 15 und 5 16 (S. 3). 
Studienplaa 1843, S. 3 1. 

91 Facultäts-Examina.1847, Rescript vom 3. Aptil, I1 A (S. 9). , 
Faculräts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 5 17 (S. 11). 

93 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 5 34 (S. 14-15). 
Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 5 18 (S. 11). 

95 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu 5 15 und 16 (S. 3); Anonym 1847, S. 
13 

5 " G=nig 1969. S. 11-14. 
', W Wenig 1969, S. 8-9 und 48-49. 
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Sanitätskommission in Baden sah die Unzweckmäßigkeit des bis dahin 
dort üblichen rein theoretischen Examens ein und inaugurierte 1846 eine, 
wenn auch noch dürftige Prüfung am Krankenbett im Karlsruher Hospi- 
tal? 

Eine gewisse Variationsbreite läßt sich bei den Fächern, in denen prak- . 
tisch examiniert wurde, beobachten. In Preußen waren Anatomie, Chinir- 
gie und Innere Medizin in den Kanon eingeschlosseng9, während Geburts- 
hilfe erst ab 1852 obligatorischer Bestandteil wurde1@). In Bayern gehörte 
ein praktisch-anatomischer Abschnitt zum "theoretischen" 
Examen, das am Ende des Universitätsstudiums stand. Verbindlich schloß 
sich hier das "Biennium practicum" an, eine zweijährige, an Kliniken oder 
großen Krankenhausern zu absolvierende Ausbildungsphase, deren 
Schlußprüfung sich im praktischen Teil auf chirurgische und geburtshilfli- 
che Aspekte kon~entrierte*~'. 

Vor diesem Hintergrund muß der in der Ordnung von 1847 für Gießen 
vorgeschriebene Kanon für die praktische Prüfung besonders umfassend 
erscheinen, sollte diese doch Anatomie, Innere Medizin, Chinirgie und 
Geburtshilfe einschließen. Als Examinatoren in den einzelnen Fächern 
waren die Direktoren der entsprechenden Anstalten vorgesehen. 

Hinsichtlich des anatomischen Prüfungsabschnittes läßt sich für Gießen 
eine hohe Übereinstimmung mit den in Preußen gestellten Anforderungen 
konstatieren. Danach hatte der Kandidat eine der drei Haupthöhlen des 
menschlichen Körpers zu eröffnen und die dort vorhandenen Teile nach 
Form, Lage und Verbindung zu beschreiben; er mußte ferner ein Gef& 
oder Nervenpräparat anfertigen. Abschließend stand die Demonstration 
eines Eingeweides, eines Knochens oder eines Gefäß- bzw. Nervenpräpa- 
rates auf dem ~rogramm'~~ .  

Die vom Direktor der Medizinischen Klinik vorzunehmende Pnifung 
umfaßte - wie in Preußen - die "Behandlung von wenigstens zwei innerli- 
chen  ranken“'^^. Hinzu kam die Thergie eines Augeakranken, "bei 
welchem keine operative Hilfe nöthig ist"' . Diese in Fortsetzung entspre- 
chender Bestimmungen des Studienplans von 1843 getroffene Regelung 
spiegelt die spezifische Gießener Situation wieder. Während in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts die Vertretung der Augenheilkunde meistens 

Eberhard Stübler, Geschichte der medizinischen Fakultät der Universität Heidelberg. 
Heidelberg 1926, S. 28 1. 

99 Wenig 1%9, S. 48-50. 
'@) Wenig 1969, S. 45-46. 
1°' Wenig 1969, S. 104-105. 
lo2 Facultäts-Examina 1847, Rescript vorn 3. April, $ 16,l (S. 10); zu den Anforde- 

rungen in Preußen vgl. Wenig 1969, S. 48. 
'03 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, $ 16,2a (S. 10); zur Situation in 

Prenkn vgl. Wenig 1969, S. 49. 
lo4 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, $ 16,2b (S. 10). 
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dem Lehrer der Chirurgie zukam105, ergab sich in Gießen bedingt durch 
den persönlichen Werdegang von Georg Fnednch Wilheh Balset zusätz- 
lich eine Anbindung an die Innere Medizin. Diesem Ordinarius unterstand 
bis zu seinem Ableben im Jahre 1846 neben der internistischen auch eine 
ophthalmologische Abteilung im Akademischen ~ o s ~ i t a l ' ~ ~ .  Nach seinem 
Tod wurde sie in zwei Bereiche getrennt: die Behandlung operativer Fälle 
und infektiöser Konjunktivalerkrankungen erfolgte künftig in der Chirurgi- 
schen Klinik, die übrigen ophthalmologischen Patienten wurden weiterhin 
in der Inneren Abteilung des Akademischen Hospitals versorgtlo7. 

Außer den bisher genannten Punkten umfaßte der internistische Ab- 
schnitt der praktischen Prüfung die "Im fun und Behandlung der Schutz- 

t# pocken von wenigstens zwei  indem“' . Hier zeigt sich, wie gesundheits- 
polizeiliche Maßnahmen und präventionsmedizinische Bestrebungen die 
an angehende Ärzte gestellten Anfordemgen beeinflußten. Als erster 
deutscher Staat hatte das Großherzogturn Hessen am 6. August 1807 eine 
obligatorische Pockenschutzimpfung für alie Kinder eingefÜhrtlw. im Lauf 
der Jahre durch einzelne Ausführungsbestimmungen nur wenig geändert, 
bildete diese Verordnun bis zum Erlaß eines entsprechenden Reichsge 
setzes im Jahre 187411'die Grungage RLr das Impfwesen in Hessen- 
~armstadt"'. Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, dai3 schon der 
Studienplan von 1843 entsprechende Kenntnisse und Fertigkeiten von den 

los Hans-Heinz Eulner, Die Entwicklung der medizinischen Spezialfächer an den 
Universitäten des deutschen Sprachgebietes. (Studien zur Medizingeschcihte des neun- 

, ~ h n t e n  Jahrhunderts, W ) .  Stuttgart 1970, S. 323-324. 
Cay-Rüdiger Prü11. Der Heilkundige in seiner geographischen und sozialen 

Umgebung; die Medizinische Fakultät der Universität Gießen auf dem Weg in die Neu- 
l p i t  (1750-.1918). (Studia Giessensia, 4). Gießen 1993, S. 43-45. 

Hedwig Maria Bijok, Adolph Carl Gustav Wernher (1809-1883); sein Leben und 
Wirken am Gießener Akademischen Hospital. (Arbeiten zur Geschichte der Medizin in 
Giessen, 1). Diss. Gießen 1979, S. 33, Anm. 3. 

Facuitäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 5 16,2c (S. 10). 
lw Ein vollsCindiger Abdruck der Verordnung findet sich bei [Karl] Neidhard, Zur 

Jahrhundertfeier der EinfiIhrung der Schutzpockenimpfung im GroBhenogtum Hessen. 
Darmstadt 1907, S. 13-1 8. Hundert Jahre 1mvfe;esetz: Ausstellune; in der Universitätsbib- 
liothek Giessen 19. -26. April 1974; ~ a t a l ö i h r s ~ . .  von ~ohm-es-~eter Rupp. Gießen 

. . -1974, S. 4. 
11U ' Zum Reichsimpfgesetz vgl. auch. Hedwig Herold-Schmidt, Äntliche 

Interessenvertretung im Kaiserreich 187 1 - 191 4. In: Robert Jiitte (Hrsg.). Geschichte der 
deutschen Ärztescha, organisierte Berufs- und Gesundheitspolitik im 19. und 20. 

. . .Jahrhundert. Köln 1997, S. 43-95, S. 79-8 1. 



angehenden h t e n  verlangt hatteH2. In Preußen wurde bereits seit 1825 
ein einschlägiger Nachweis gefordert"3. 

Für die Chirurgie hatte der Studienplan des Großherzogtums Hessen 
von 1843 praktische Prüfungen im Operieren und der Verbandlehre vorge- 
sehenH4. Die Ordnung des Jahres 1847 bestimmte etwas präziser, daß zwei 
Operationen an der Leiche ausgeführt und zwei Verbände angelegt werden 
sollten. Als wichtiger Bestandteil kam in Übereinstimmung mit den in 
Preußen geltenden Anforderungen jetzt die Behandlung von wenigstens 
zwei "chirurgischen Kranken" hinzu. Die zur Ophthalmologie getroffenen 
Bestimmungen des internistischen Teils ergänzend, wurde ferner die 
Therapie eines "der chirurgischen Klinik zugetheilten Augenkranken" 
gefordert'15. 

Die Fakultät hat die durch das Ministerium getroffenen Regelungen in 
manchen Punkten noch ergänzt und weiter präzisiert. Aus diesen Bestim- 
mungen wird ersichtlich, daß die geforderten Krankenbehandlungen sich 
über einige Wochen erstecken konnten. " Vom Meldungstage an bis zur 
Vollendung der practischen Prüfung" hatten die Kandidaten täglich in der 
Klinik zu erscheinen, sofern sie sich nicht "gültig entschuldigen" konn- 
ten1l6. 

Hinsichtlich der geburtshilflichen-praktischen Prüfung setzten sich eini- 
ge Modifikationen durch. Die Prüfungsordnung hatte die Assistenz bei 
wenigstens zwei Entbindungen, die Exploration von zwei Schwangeren 
und die "Verrichtung von zwei eburtshülfiichen Diagnosen und Operatio- 
nen am Phantom" vorgeseher!". Demgegenüber wurde in der Praxis 
folgendes Vorgehen angewandt: 

"Jeder Examinand: 
1. fertigt eine Schwangerschaftsges[ch]ichte durch Exploration der 

Schwangern hinter einem Vorhange und später durch mündliches Befragen 
derselben; 

2. er leitet eine Geburt und liefert die Geburts- und Wochenbettsge- 
schichte, die er bei der Geburt und bei der täglichen Visite der Entbunde- 
nen anfertigt, in Gegenwart aller Auscultanten und Practicanten und des 
Directors; 

3. er führt am Phantom eine durch das Loos bestimmte geburtshülfliche 
Operation aus. 

Gestatten es Zeit und Umstände, so wird diese dreifache Aufgabe wie- 
de rh~ l t . "~ '~  

Studienplan 1843, S. 32. 
Wenig 1969, S. 49-50. 
Studienplan 1843, S. 32. 
Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 5 16.3 (S.lO). 

"6 Universitätsarchiv Gießen Med C 1, Bd. 4, S. 142. 
Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 8 16,4 (S.lO). 
Universitätsarchiv Gießen Med C 1, Bd. 4, S. 144. 
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Ausein4ersetningen über die Stellung des Prosekto~~. Als Folge dieser 
Zwistigkeiten suchte Wilbrand, der 1843 zum Ordinarius e e t  w i 0 I . d ~  
wa, noch 1844 erfolgreich um die Entbindung von der Position des E h -  , , 

&m und k ~ m  nsatorisch um h r t r a p g  der Pröfessur f& Sthatmm- 
rii:ikunde n a c b l G u c h  in dieser nniut Funktion hat er dmpx&tbGhea 
Unterricht im gerichtlichem Sezieen fortgesetzt1", des Rechts wr 
Ausski1mg der entsprechenden Zeugnisse ging er jedoch durch hächstes 
Resknpt ve r1u~t i~ '~~ ,  es wurde Biscbff W i l W  erhielt 
wegen seiner "in einer mgeWemen&n und höchst beleidigenden Weise" 
vorgebrachten Ansicht in dasa Sache 1845 einen im A* des Ministe- 
riums des Inneren uild &r Justiz erteilten ernsten Verweis . . 

Offenbar in dem Versuch, verlen& Terrain .zurüclraugewinae& stellte 
er .als Professor der Staatsyzneikunh am 14. April 1847 *'einen Antrag 
auft eine practische Priifung un gaichtIjchen Seciren, unter.Benutzung des 
ICidderleichen in der ~ntbindun~sanstalt"'~~. 

-Als i6 der Fakultätssitning am 22. April 1847 über die neu erlassene 
Riifungsordnung beraten wurde, katq es zum Eklat. Neben Bishoff 
S~WI sich auch A M  Wernher, der Professor der chkugie, gegen Wil- . 
brands -Eingabe aus. Nach der Darstellung, die Philipp Phuebos später ü k  
die E k w s s e  gegeben hat, äußerte sich Wernher folgenderma6en: - 

"... üiel-ehe Stiche sei längst ein:& alle Mal abgethan, die Intention 
der höchsten Staatsbehörde sei oft urPd klar genug tausgesprochen, Praf. 
Wilbbd habe in dieser Bezkhuyg durchaus nichts mehr zu hoffen und . 
m6ge sich hüten, seine ohnehin schon schlechte Stellung nicht durch-eine. . 
nwe.Bingabe nochmehr zu verschlechtern. 

Phoebus hatte sejt Jahren mitverfolgt, wie Liebig, Bischoff und Wem- 
hier die Entfernung von. Eranz .Joseph Julius Wilbrand und seines Vaters 
khann-Bernhaid,- der bis 1844 Direktor des Anatomischen Institrpk g e w  
sen war, aUs der Gießener Universität betrieben. In Einzelgesprädien .batCe 
@r sich namentlich fiir Wilbrand jun. eingesetzt, ja "förmlich um Gnade" 
fiür ihn Nun erblickte er in den Ausführungen Wernhers,eieen 
Hohn gegen jenen. Dies v e d a ß t e  ihn zu der yon Zeitgenossen als man- 
genehmen Auftritt empfundenen und in der Sekundarliteratus umbrer Tage 
viel beachwten Äußerung13' über das Ministerium ~ i e b i ~ . ' " ~ ~  Dieser 

123 Ausflihrlich ist dieser Vorgang geschildert bei Maai3 1994, Bd. I, S. 294-300. 
Vgl. die Zusammenstellung der Vorlesungsankündigungen bei MaaB 1994, Bd. I, 

.304-308. 
12' Maai3 1994, Bd. I, S. 304. 
'% Biihoff 1848, S. 34. 

M d  1994, Bd. I, S. 302. - 
UniversiiiWuchiv Gießen Med Cl, Bd. 4, S. 163. 

'" Universitätsarchiv Gießen Phil K 17. - 
UniversitätmAiv Gießen Phil K 17. 

I3l ' M@ 1994, Bd. I, S. 259-266. 
132 Universitlbarchiv Gießen Med C 1, Bd. 4, S. 163. 











derAnlr t~zn iemuidenL.c i t ernderIUin i%enfür lnnereM~,~  ., 
und CeimbhiUe abgenommen, in deren a5Eaaiige lbttw- auch @ 
Eateiluag & Zensuren f& dea jewdigen Abschnitt des pmktkwb Ex- 
amens gesteilt war. Obwohl es Mihzxitig #ri@ an dieser Rqg4umg wge- 
ben hat. hielt das Minis&erium an ihr fest. Es warde ab u ~ p v d a e h  
angesehen, dal3 "das von den Examhmen abgegebene Urtheil in diesem 

* Falle nicht unter der k t e n  Cmtrole der FacuW" stand15*. Diese Ein- 
schätmmg wird verständlich, wenn man bedenkt, da6 die Examina am 
KrmkenM sich über mehrere Wodien m e n  hmten1". Relativie- 
rend verwies das Ministerium darauf, dafa eine " k h r h k t e  Oeffmtkh- 
keit" durchaus gegeben sei. Diese ergab sich dadurch, dat3 es nach den 
Vorsteiiungen der Regierung "den übpigen Profwren, Aerzten, thxhaupt 
Leuten von Fach und etwa den Angehörigen derGwi&m" ermöglicht 
weiden sollte, dem praktischen wie dem r n ~ e h m  Abschnitt beiouwoh- 
nen160. in der Realität dIirfte sich die ~~t aber auf die Anwesen- 
heit der übrigen Studenten bei &r klinischen Vish, in d m  Rsibmen & 
praktische Priifung teilweise eingebunden wair16', beachritnkt . Auoh 
die von den Kandidaten abzufassenden Krdenge~uebn, die den Akten 
beizufügen waren, schienen eine gewisse K o m o ~ i k : ~ e &  zu .bktcal". 

Jkminaaden, deren Leistungen in einer der praktischen Prüfungen als 
"nicht genügend" bewertet wurden163, konmiten diesen Abschnitt asch 
einem halben Jahr wiederholen. Mit Rück&& auf die von manchen ~ f o r -  
derte @Bere & e n t l i c ~ i t  hatte das W & u m  in jenen FWen fdgein- 
der Regelung "Bei dieser Wiederholung der Prirfung, hat 
stets der Decan und noch ein Mitglied der rydkhischen Fakultät zugegen 
ZU ~ & y n . ~ ~ ~ ~ ~  

Der monyme Kritiker der Ordnung von 1847 wollte diese Ausnahme- 
b e m u n g  zur Regel nir aiie p r a k h h n  Räfungen erhoben sehen1&. Er 

U. a., daß den schiftkhen hauke~geschichten kaum zu 
e a t n e h a  sei, "wie leicht oder mehsam, unter wie grosser oder geringer 
Nacbhüife diese Arbeiten ursprünglich zu Stande gekommen' ..." Auch 
gebe es g d  der Examensordnung Air die anderen Professoren gar keine 
Befugnis zur Prüfung der Kraulcengeschichten und damit keine Handhabe 
zur Beanstandung der einmal erteilten Dem Argument, da8 

FaculW-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu Q 17 (S. 4). 
Vgl. Bischoff 1848, S. 49. 
F a c ~ ~ - -  1847, R d p t  v o m  3. April, Zu Q 7 (S. 2). 
FacuitW-Examina 1847, ReSenpt vom 3. Aprü, Zu Q 15 und 16 (S. 3). 
Facul- 1847, Rescript vom 3. April, Zu Q 17, (S. 4). 
FacuiW-Examina 1847, M p t  vom 3. April, $0 17-18 (S. 11). 
FacuitW-Exsmiea 1847, Rescripf v o m  3. April, Zu Q 17, (S. 4). 
FacdW-Examioa 1847, Rescript vom 3. April, Q 18 (S. 11). 
Anonym 1847, S. 35. 
Anonym 1847, S. 36. 
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durch die Teilnahme anderer Studenten an den klinischen Visiten eine 
gewisse Öffentlichkeit bestehe, hielt er entgegen, daß die Studierenden bei 
der Erteilung der Noten nicht anwesend seien; auch könnten etwaige 
"Aeusserungen der theilnehrnenden Studenten über die stattgefundene Art 
und den Erfolg dieser Prüfungen wohl nimmermehr von irgend einem 
andem Mitgliede der Prüfungs-Comrnission als erheblich angesehen und 
in Anschlag gebracht werden."la 

Die meiste Aufmerksamkeit hat der anonyme Verfasser aber dem Um- 
stand gewidmet, "dass hierdurch jene Facultätsmitglieder, welche die 
prakt. Prüfungen abhalten, während sie ausserdem bei den schriftlichen 
und mündlichen gerade so wie die Andem betheiligt, gegen diese ihre 
Collegen ganz unnöthiger und unpassender Weise factisch bevorzugt 
er~cheinen"'~~. Der hier angeprangerte Vorrang ergab sich dadurch, daß 
die Gesamtnote für das Fach- oder Doktorexamen durch Addition der 
Zensuren der Einzelprüfungen und anschließende Division durch deren 
Anzahl gewonnen wurde'70. Je öfter eine Disziplin im Examen vorkam (im 
Höchstfall konnte sie praktisch, schriftlich und mündlich geprüft werden), 
desto grökren Einfluß hatten ihre Vertreter auf das ~esamtresultat'~'. 
Diese Konstellation gab für den anonymen Kritiker Anlaß zu folgender 
Befürchtung: "Eine solche Bevorzugung einzelner Mitglieder der Fac. ist 
nun aber gewiss nicht geeignet, einen guten Geist in derselben zu erhalten 
oder zu fördern; eine gewisse Verstimmung und Missmuth solcher ihrer 
Collegen, die sich hierdurch verletzt fühlen könnten, möchte dann schwer- 
lich ausbleiben, und bestand früher schon eine unerquickliche Spannung, 
eine gewisse Spaltung in der Fac., wie man allgemein zu wissen glaubt, so 
möchte sie jetzt aufs Neue hervortreten, oder, war sie inzwischen nicht 
ausgeglichen, nur noch vergrössert  erden!“"^ Daß es wegen der vermute- 
ten Bevorzugung einiger Examinatoren schon bei den Beratungen der 
Gießener Professoren über die neue Prüfungsordnung zu heftigen Ausei- 
nandersetzungen gekommen war, bestätigt die Darstellung von Bischoff. 
Manche Stimmen rieten danach dringend dazu, die bis dahin übliche 
offene Abstimmung am Schluße des Examens bei~ubehalten'~~, an der alle 
Fakulätsmitglieder gleichberechtigt teilnahmen174. Bischoff hielt dem 
entgegen, daß bei diesem offenen Verfahren das persönliche Übergewicht 
Einzelner die Entscheidung ungebührlich beeinflussen könne. Bestehe 
nach der alten Regelung für jeden Prüfer die Gefahr, von den anderen 
überstimmt zu werden, so biete ihm die neue Ordnung die Möglichkeit, 

la Anonym 1847, S. 37. 
Anonym 1847, S. 38. 

170 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 8 34 (S. 14). 
17' Vgl. hierzu Bischoff 1848, S. 40. 
172 Anonym 1847, S. 39. 
'73 Bischoff 1848, S. 41. 
'74 Bischoff 1848, S. 45. 
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gam T&m der Prüfuag einer ge*ssen 
der der Fakultät Md war nicht v6llig 
gstdt. in der K&ibdM von 1847. wurde desWb der Modus arir Er- 

, . @- dt# Gesamtwte ds solange "ganz umm- und ~tfiMli$" 
wngegriffis, wie nicht auchp& Zemm &s m ~ h e n  A k h i t @  "i~fl~er 
Zhstimmung der dani @ v f m  Oaes der FalmMt e&eiltw 

J ~ w i ~ e n " ~ .  Amaiiwkseeii schien es ~esfqsu~ aber, von 
. einer I3rmcbnung der Encfnote aus den &-,iEter ~ ~ e n  

&zu-'und "die der g&m& PiWuq nur m h  
W 
mn ~ ~ n d  

&#s ik&inw- -4s XWI@I % t ~ ~ t s  ging B h h ~ f f  hingegen da- 
vm~,Qs13dies~or;W~scMtzeuaddtiß~docb~idderni&ai 

43imehm D l s c i p h  nir h W- 
pidrad 8egd.m wer&178. BIiiS h- 

t;omie,Innope Medizin, C%m& uird CMmtshW.~ als die ~~ 
apmdm seien, ergab sich ftk ihn aas der k & h t e - u n d  "der &- 
s c h w o i g ~ ~  Uebeminkudi Aiier tm a l h  Orten und zu den ~c i ten"' .  
W c b r  ftthtte er zu diesem Thema an: ?Aus & e r  v d h  wtilt 

sich a k  auch von, d b t  -&.WaiSQh 
Um der me&&i&a 
Prnformgedn vedmn- 

.dot& .ww&n."?f80 
H S e r & g t s i & , d a ß d i e a i e u e ~ ~ g D a ' r e f i t n n \ a a & ~ d e s  
einzelnen Fächer innerhalb der. Gidbm EJMaten t m g i d b ,  sodem 
dmbus-auch materieile B- der Lebtuhlinhaber bedwte. &es wird 
man in einer Zeit nicht vernacfil&sigen kOnnen, m der viele Prof=- . 

113 Bischoff 1848, S. 47. 
Anonym1847,S.46-47. 

177 Anonym 1847, S. 47. 
17' Bischoff 1848, S. 42. 
179 Bischoff 1848, S. 43. 

Bischoff 1848, S. 44. 
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so=@ die Regierung in Dannstadt - oft zu wiederholten Malen - um eine 
' , Vabssemg h e r  Besoldung angingen1'! 

Hatte der Kandidat die praktische Priifung bestanden, schloß sich der 
~hrkf tkhe Abschnitt an, der acht Tage mit jeweils sieben Prüfusgssm- - 
den bmfmm sollte1". Die zur Verfügung stehende Zeit wteiite sich 

' dabei wie folgt auf die einzeinen Fächer: 
Chirurgie, nebst Operationslehre: anderthalb Tage; 
spezielle Pathologie und Therapie: anderthalb Tage; 
Anatomie und Physiologie: ein Tag; 
Geburtshilfe: ein Tag; 
~eilmimliebre. ein Tag; 
gerichtliche Medizin und medizinische Polizei: ein Tag; 
allgemeine Pathologie und Therapie: ein halber Tag; 
Psychiatrie: ein halber Tag. 

Die Fragen d e n  von den jeweils zuständigen Nominalprofessoren 
ausg.earbii~ und p r  Los an jedem Tag zwei - eine für den Vormittag und, 

. - eine für den Nachmittag - he~timmt"~. . 
- 

' Naih Durchsicht und Benotung der JUausuren durch die für den jewei- 
ligen Prüfmgsabschnitt verantwortiicrhen H o c h s c h u l i ~ r  wurden die 
Arbeiten nebst Zensuren sämtlich& Fakultätsmitgbedern mitgeteikv die 
Wse zu prtifen hatten, wenn-gegen die Beurteilung Einwände ergiqgien. 
Wurden die Leistungen dw Kandidaten in der Mehrzahi der Fächer für 
"nicht gentigend (= Note W )  befunddn, so konnte er nach einem halben. 

, J& die schriftliche Prüfung wiederholen. Dreimaliges ~ i c h t k ~ e h e m  
be&wtete das endmtige Scheitern des Examens. Erteilte ein Ejramhtor 
die Note V (= schlecht) w d  .bestätigte die Fakultät dies Urteil:, sa war 

I r  anschiiehd zu entscheiden, ob der Kandidat in dem betrefsmden Fach 
noch eine Arbeit 8naifGltigen hatte oder nach einem halben Jahr die ge- 
sarnite sdmiftiiche M n g  wiederholen mußtelW. 

Nach bestandenem = W e h e n  Abschnitt folgte der mündliche Teii, in 
dem in d,er Regel zwei Kandidaten gemeinsam an zwei aufeinander fol- 
genden Tagen jeweils drei Stunden lang geprüft wurden18j. Diese mündfl- 
che Fntfung wat "vor der ganzes V-lten Facultät der ordentlichen 
Professoren der Medicin, unter Beiwohnung des Rectors und Kanzlers 

. ader des Stellvertreters des Letzteren, öffentlichn abzuhaltenIs6. Aus e k  - 
Um, die aiie Fragen der jeweiligen Disziplin enthielt, wurden in? Losver- 

18' Beispielhaft genannt seien mehrere Gesuche. die Philipp Phoebus an den Univer- 
sitätskanzler Justin V. Linde richtete. Sie haben sich im Bunäewchiv. Außenstek 
Frankfurt FN 10/40 erhalten (Schreiben vom 30. 1 1. 1843,2.5. I&+$, 24.1 1. I&). 

I'' Facultäts-Examina 1847. Rescript vom 3. April, 8 20 (S. 11). 
lS3 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 8 22 (S. 12). 
184 Facuiräts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 8 26 (5. 12). ''' Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 88 27 - 29 (S. 13). 

Facuitäts-Examina 1847. Remipt vom 3. April, 8 30 (S. 13). 
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kssischen Landesuniversität, sondern ist charakteristisch für eine Epoche, 
in &r sich in Deutschland die "Anstaltspsychiatrie" möglichst fern ab der 
Wte und damit auch der Hochschulen ent~ickelte'~'. Olme e h  Nlög- 
lichkeit zu klinischem Untemcht konnten mündliche wie schriftliche 
RMuag nach Ansicht des anonymen Kritikers aber nur "eine ,blasse Ge 
däehtnissweisheit'' sein, und er hielt es für zweckmäßig, das Bamen in der 
Smienheilkmde auf einen der beiden Abschnitte m besduhken, "bis die 
Universitäten uba f$ene h-Anstalten, die ihnen sehr Noth" täten, 
digpoaie&n könnten . 

Hinw trat dpB die Berücks ich t i~des  Faches in Giebn, die schon 
im Shidienplan von 1843 verankert war , der Entwicklung in &n 
b3unensbestimmungen der anderen deutschen Länder weit vorauseilte. in 
der S-literatur hat man bislang für Bayern, das 1858 die Psychiatrie 
als PrMmgsgegenstand einführte, eine gewisse Vorreiterrolle ausge- 
d94. Die seit 1869 für den Norddeutschn Bund geltenden, 1872 a d  . 
dak gesamte Reich ausgedehnten Bestimmungen berücksichtigten das Fslch 
dann ,wkiknun gar nicht. Erst als 1906 die 1901 erlassene Approbations- 
ordnung in Kraft trat, WUT& die P'sychiahie in ganz Deufschlhld Pflicht- 
und' Prüfungsfachl". Angesicht dieser Sachlage verwurildert es nicht, && 
Bisclw" sich Ui-völlig ungewohnter Eintracht der h i c l i t  des anonymen 
Kriiikrs anschlo~'%. . 

b i s ~ n z  bestand hingegen wieder über die Berücksichtigung der Patho- 
logischen Anaaomie im Examen, Am 7. November 1845 war in Gießen die 
neu geschaffene Professur dieser Disziplin dem Vertreter der Chirur*, 
Adolph Carl Gushv Wernher, zusiitzlich zu seinen übrigen Aufgaben 
übertragen worden. Gleichzeitig erhielt er die Leitung der path010giSCaen 
 dun^'". Eine Prüfung in Patholo ischer Anatomie hatte khon der 
S~dimplan von 1843 vorSschriebai1~ und die Ordnung von 1847 sah - 
wie bereits erwähnt - im mündlichen Teil eine 'halbe Wnde vor. Der 
anonyme Wtiker bezweifelte die Notwendigkeit dieses B-sab- 
schnitts. Andere Disziplinen - er nannte die pathologische Chemie1*, die 

lgl Zur Entwikklung der Psychiatrie in &utschland vgl. Dieter Jette, Gni;idzllge der , 

d c h t e  des Irrenhauses. (Grundnüge, 43). Darmstadt 1981, S. 33 - 50 und Eu- 
l970, S. 257 - 282. 

Anonym1847,S.42. 
lg3 Studienplan 1843, S. 33. 
lW Wolf-Ingo Studel, Die Innovationszeit von Prüfungsfächern in der medizinischen 

Ausbildung in Deuischland und ihre Bedingtheiten (dargestellt am V e x M F  der ddmi- 
Mstrative); Matedien und Analysen zur Entwicklung der medizinischen Ausbildung 

1 9 p t  100 Jahren (1869 - 1969). Wss. Kiel 1973, S. 39. - 
Eulner 1970, S. 261 - 262. 

'% BiSchoff 1848,'s. 51. '" Bijalr 1979, S. 36 U. 129. 
19' Studhpian 1843, S. 32. 

Zur pathologischen Chemie vgl. auch Phoebus 1849.8 31 (S. 49-50). 



mm$zinische Physik, die Semiotik und die Diagnostik - seien gleichfalls 
von-. grofk Bedeutung und genauso - s e h W g  wie die Pathologische 
Anatomie. Diese müsse drüber hinaus von den klinischen Professoren 
beiin Examen in ihren F k h  wesentlich mit bertmcksichtigf werdenm. 
Bischoff betmte demgegenuber, daß die pathologische Chemie noch eine 
ganz unentwickelte Disziplin sei, während medizinische Physik, Semiotik 
und Diagnostik in den FWmgen zur Therapie, Chinugie und Getnmshilfe 
mit zur Sprache kämenm1. Er stellte dann heraus, da6 die Erforschung der 
krankhaften Veränderungen im anatomischen Bereich am weitesten fortgk- 
schntien sei und, da6 deshalb eine eingehende Beschäftigung mit der 
P a t h o l p h e n  Anatomie über die Exarnenspffing garantiert werden 
müsse . 

Die beiden hier vorgetragenen Ansichten -illustrieren gut die Position 
der Pathologischen Anatomie in den 40er Jahren des 19. Jahrhunderts. Ihre 
Bedeutung fbir das Verständnis der Krankheiten war weithin anerkannt, 
ihre selbst&~&ge institutionelle Veradcerudg aber noch im Entstehen 
begriffen. 1844 hatte man in Wien ein eigenes Chdhriat errichtet und das 
Fach @ichzeitig arm obligaten Lehrstoff erhaben.. In Deutschland erhielt 
Würzburg 1845 den ersten Lehrstuhl, der als WiriEungsstätte von Ruddf 
Virchw ab 1849 eine wichtige. Rolle für die weitere Entwicklung des 
Faches spielen sollte. Andernoits wurde die Disziplin - wie ja auch in 
Gi&n - zunächst von einem anderen Fachvertreter mitbetreut oder einem 
Extrao&arius a n v e d .  In den Prübgen .gewann sie um diese Zeit 
alreF schon eine gewisse Selbstibdigkeit. So mußte der anonyme Kritiker 
eWumen, "dass Z. B. auch auf den Universitäten Bayerns und Preussens 
dain. eigens examinirt wird, ..."aw, und in Leipzig komte Kar1 Bock jr. 
mii@lich seiner Ernennung zum &brorde%tliehen hofessor der Paui010- 
gie enreic$en, daß vom 1. November 2846 an jeder Student b%im Rigoro- 
satn das über eine PrüfuIig in Pathologischer Anatomie an der 

vormlegen hatteUH. 
Im Vorhergehenden ist wiederholt die Übereinstimmung zwischen den 

Ansi~hteti von Philipp PPioebus und den vom Verfasser der anonymen 
Kritikkhrift vertretenen Positionen betont worden. Vor diesem Hinter- 
grund mag die Beurteilung, die letzterer zur Pathologischen Anatomie als 
Priifungsfaeh abgegeben hat, zunächst nicht stimmig erscheinen, nimmt 

Anonym1847,S.42-43. 
Bischoff 1848, S. 51 - 52. P- 202 Bischoff 184.8, S. 52. '03 
Zur Entwickiung des Faches zu Beginn des 19. Jahrhunderts vgl. Johannes M t e l  

und Axel Bauer, Die Institutionaiisierung der Pathologischen Anatomie im 19. Jahrhw- 
dert an den UniversiWn Deutschlands, der deutschen Sdiweiz und 6swreichs. In: 
Gesnerw 47 (1990), und Inngard Hort, Die Pathol~gischen Institute der c i a s c h s ~ -  

d e n  Universitieten (1850 - 1914). Diss. Köln 1987, S. 13 - 23. 
Anonym 1847, S. 42. 

UH Kästner 1990, S. 37. 
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t ä t ~ ~ r ü f u n ~ ~ ~ ~  Pharmakognosie, Pharmazeutische Chemie, Pharmakody- 
narnik und Arzneiverordnungslehre nannte. In diesen Teilgebieten könnten 
die Leistungen des Kandidaten "gar sehr verschieden sein". Er forderte 
deshalb in beiden Abschnitten wenigsten zwei Noten, eine für Pharma- 
kognosie und Pharmazie (= im wesentlichen Pharmazeutische Chemie), 
die andere für Pharmakodynamik und Arzneiverordn~n~slehre~~~. 

Bischoff hat dieses Ansinnen mit der Bemerkung zurückgewiesen, daß 
man auch aus anderen Fächern "mit Leichtigkeit und demselben und 
größeren Rechte hier ganze Dutzende von Einzeldisciplinen ausscheiden, 
besondere Examina für sie ansetzen, und so schon ganz einfach die Candi- 
daten mindestens zur Hälfte todt examiniren könnte, wenn sie nicht von 
ganz zäher Natur und mit einer Urgesundheit ausgerüstet" seien2I6. Die 
unübersehbare Parteinahme für Phoebus, dem bei Befolgung der Vor- 
schläge des Anonymus "sechs und im besseren Falle acht Prüfungen und 
Theilcensuren" zugefallen wären, hat Bischoff herausgestellt und heftig 
verurteilt217. 

In der anonymen Kritikschrift gibt es an mehreren Stellen Attacken ge- 
gen Bischoff, so die bereits erwähnte Unterstellung, daß sich unter seiner 
Zuständigkeit die Honorare für die anatomischen Vorlestingen verdoppelt, 
ja verdreifacht hätten, oder Angriffe gegen die Bevorzugung des Profes- 
sors der Anatomie durch das praktische Examen in diesem ~ach"'. Auf 
dieser Basis erscheint es zunächst erstaunlich, daß der anonyme Autor für 
die schriftliche und mündliche Prüfung forderte, daß in Anatomie und 
Physiologie, deren Vertretung ja in der Hand Bischoffs lag, je eine eigene 
Note erteilt werden sollte2I9. Bischoff hat diesen Vorschlag als durchsich- 
tiges Manöver gewertet, mit dem der Anonymus nach seinem massiven 
Eintreten für die Heilmittellehre den Eindruck der Unparteilichkeit wahren 
wollte220. Für ihn unterlag es keinem Zweifel, "da6 man bei Entwerfung 
des Regelements den Umstand ins Auge gefaßt hat, daß Anatomie und 
Physiologie, die so eng zusammengehören, gewöhnlich in den Facultäten 
durch denselben Lehrer vertreten werden, daß beide zusammen gewisser- 
maßen als ein Fach betrachtet werden, welches man eben wegen seines 
großen Umfanges im Ganzen durch drei Theilcensuren sich an der Ge- 
samtcensur beantheiligen ließ."221 Gründe gegen die getroffene Regelung 
zu protestieren gab es für Bischoff nicht. Angesichts dieser Einstellung des 
Hauptbetroffenen konnten die Gegner der neuen Prüfungsordnung ihren 

214 
215 

Studienplan 1843, S. 32. 

216 
Anonym 1847, S. 44. 
Bischoff 1848, S. 53. 

217 - Bischoff 1848, S. 53 - 54. 
218 
219 

Anonym 1847, S. 38 - 39. 
Anonym 1847, S. 44. 

220 Bischoff 1848, S. 54 - 55. 
221 BiSCL F̂F 1 PAP f C L  



Vorschlag wohl in der Gewißheit vortragen, daß die Gefahr seiner Ver- 
wirklichung gering sei. 

Bezüglich der Abfolge der einzelnen Examensabschnitte plädierte die 
Kritikschrift von 1847 dafür, die praktische Prüfung ans Ende zu setzen. 
Gestützt wurde diese Forderung durch den Hinweis, da6 dieser Abschnitt 
dem Staatsexamen in den anderen deutschen Ländern entspreche, welches 
ebenfalls vorwiegend praktischen Charakter trage und in der Abfolge der 
Prüfungen den Schlußpunkt bilde. Auch erschien es mißlich, einen Kandi- 
daten, der im praktischen Abschnitt bestanden hatte, wegen Nichtbestehen 
in einem anderen Tdil durchfallen zu lassen, da es ja durch den ersten Part 
erwiesen schien, "dass er gleichwohl mit gutem Erfolge als prakt. Arzt, als 
Heiikünstler auftreten könne! "222 

Bischoff, der die in der Prüfungsordnung vorgesehene Abfolge sicher zu 
Recht für ein Überbleibsel der früheren Bestimmungen hielt, hatte keine 
grundsätzlichen Einwände gegen die vorgeschlagene hderung und konnte 
ihr sogar Vorzüge abgewinnen223. Seiner Ansicht nach eröffnete sie die 
Möglichkeit, den schriftlichen Teil schon in den Ferien stattfinden zu 
lassen, und eine Hinauszögemng des mündlichen Examens bis ans Ende 
des betreffenden Semesters zu verhindern, welche - wie er bemerkte - "bei 
beabsichtigten Reisen, Badekuren etc. der Examinatoren leicht störend 

Hatte der Kandidat die verschiedenen Prüfungsabschnitte erfolgreich 
absolviert, so mußte er eine von ihm selbst verfaßte Dissertation vorlegen, 
die nach Zustimmung durch die Fakultät gedruckt und in einer öffentlichen 
Dis~utation verteidigt wurde"'. Unter den Professoren hatte es differieren- 
de Ansichten über die Notwendigkeit einer solchen Probeschrift gege- 

Die dtesten, wahrscheinlich 1609 in ihre endgültige Form gegosse- 
n e r ~ ~ ~ ~  Statuten der Medizinischen Fakultät hatten vom zukünftigen Doktor 
die Abfassung einer "disputatio" und ihre Verteidigung "sine praeside" 
verlangt. Vor dem Druck der "disputatio"~ war das Einverständnis des 
Dekans einzuholen, damit sie nichts enthielt, was dem Collegio Medico 
mififallen könnteZ2*. 

Hier zeigt sich der Entwicklungsstand des Disputationswesens zu Be- 
ginn des 17. Jahrhunderts. Die Wurzeln dieser Einrichtung sind im scho- 

222 Anonym 1847, S. 47 - 50. 
223 Bischoff 1848, S. 62. 
224 Bischoff 1848, S. 63. 
2" Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 5 35 (S. 15). 
226 Facultäts-Examina 1847. Rescript vom 3. April, Zu 8 35 (S. 5). 
227 Hans Georg Gundel, Die ältesten Statuten der Gießener Medizinischen Fakultät; 

Leges et Statuta Collegii Medici. (Berichte und Arbeiten aus der Universitätsbibliothek 
Giessen, 31). Gießen 1979. S. 9. 

228 Gundel 1979, IV 6.-7. (S. 26). 
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lastisctien Unterrichtsbetrieb zu suchen. An den mittelalterlichen Universi- 
täten sbntt dabei unter der Leitung eines Praeses ein sogenannter Respon- 
dens mit mehreren Opponenten über vorher angekündigte Thesen. War die 
Erörterung dieser Themen zunächst Sache der mündlichen Disputation, für 
die es zahlreiche Anlässe und Formen gab, so wurden späterhin die Thesen 
schon vorher in gelehrten Abhandlungen ausgearbeitet und in Druck 
gegeben. Diese Disputationsschriften gewannen zunehmend selbständige 
Bedeutung. Verfaßt wurden sie teils vom Praeses, teils vom Respondenten, 
bald arbeiteten beide zusammen, bald war keiner von ihnen der ~uto?~' .  

Manche Universitätsstatuten des 17. Jahrhunderts - so auch die der Gie- 
Bener Medizinischen Fakultät - legten dann aber für die sogenannten 
Inauguraldissertationen zur Erlangung eines akademischen Grades fest, 
daß sie vom Promovenden selbst anzufertigen seien. Dessen Verantwor- 
tung wurde noch dadurch unterstrichen, da6 die weiterhin notwendige 
mündliche Diskussion "sine praeside" stattfand230. 

. Abgehalten wurden die Disputationen bis ins 19. Jahrhundert hinein auf 
Latein, was 1801 in Gießen zu einer peinlichen Situation führte, da der 
Kandidat die Sprache nicht beherrschte. Daß er aufgrund des zuvor be- 
standenen Examens doch den medizinischen Doktortitel erhielt231, zeigt, 
daß man der Disputation keinerlei Bedeutung als Priifungsleistung (mehr) 
beimaß. 

Am 2 1. November 182 1 bestimmte das Großherzoglich Hessische Mi- 
nisterum des Inneren und der Justiz dann für die gesamte Gießener Univer- 
sität, daß die Abfassung einer Dissertation nur noch von solchen Personen 
zu fordern sei, die an der Universität lehren wollten. Inländer hatten zur 
Erlangung des Doktorgrades wenigstens öffentlich zu disputieren, konnten 
sich aber von dieser Leistung dispensieren lassenB2, eine Möglichkeit, von 
der reger Gebrauch gemacht wurdeB3. Aus den Reihen der Professoren ist 
in der Folgezeit freilich mehrfach der Wunsch laut geworden, Dissertatio- 
nen wieder als Regelleistung zu fordern. Motiviert wurde dies Verlagen 
zum einen durch Befürchtungen hinsichtlich des Ansehens der eigenen 
Universität, zum anderen durch das Fehlen von Gegengaben für den aka- 
demischen ~chriftentausch~~~. 1826 hat dies zu einen Senatsbeschluß 
geführt, wonach die Dekane den Doktoranden das Schreiben einer Disser- 

229 Zur Entwicklung der Dissertationen und Disputationen vgl. Ewald Horn, Die 
Disputationen und Promotionen an den Deutschen Universitäten vornehmlich seit dem 
16. Jahrhundert. (Centralblatt für Bibliothekswesen, Beiheft 1 1). Leipzig 1893. Nach- 
druck Wiesbaden 1968. 

230 Horn1893.S.53. 
231 H[ennannl Schüling, Die Promotions- und Habilitationsordnungen der Universi- 

tät Gießen im 19. Jwundert. (Berichte und Arbeiten aus der Universitätsbibliothek 
Giessen, 22). Giessen 1971, S. 52. 

232 
233 

Schüling 1971. S. 10-11. 

234 
Schüling 1971, S. 17 und 17. 
Schüling 1971, S. 11-17. 
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tation "dringend empfehlen sollten235. 
Wie bereits erwähnt, waren die Meinungen in der Medizinischen Fakul- 

tät über die (Wieder-)Einführung der Probeschriften mit der Prüfungsord- 
nung von 1847 geteilt. Eine befürwortende Stellungnahme gab Bischoff in 
einem ~ e ~ a r a t v o t u r n ~ ~ ~  ab. Er stützte seine Argumentation U. a. mit dem 

b -  Hinweis, da6 Dissertation und Disputation mit Aus- von Hessen und 
li Baden in allen Staaten Europas gefordert wurden . Der Blick auf die 

Situation andernorts, aber auch die in Gießen geübte Praxis bei der Promo- 
tion ausländischer ~andidaten*~* gaben Veranlassung, der Besorgnis 
entgegenzuwirken, daß Dissertationen eingereicht würden, die nicht der 

C Fedw. des Promovenden entstammten. Bischoff sah die Ursachen solcher 
Mißbräuche in einer hohen Zahl von Prüfiingen und der teilweise immer 
noch geforderten Verwendung der lateinischen Sprache. In Gießen, wo 
nach seinen Angaben mit kaum mehr als 12 - 18 Promotionen im Jahr zu 
rechnen war, wollte er jeder Gefahr dadurch vorbeugen, daß jeweils ein 
Professor die Abfassung einer Dissertation betreuen sollte239. 1 Das Verlangen, vom Studierenden eine Abhandlung zu fordern, war eng 
mit dem Selbstverständnis des Arztbemfes bei Bischoff verbunden. Reine 
Praktiker bedurften nach seiner Ansicht keiner Dissertation, er sah aber 
längst weitergehende Ziele der universitären Ausbildung, wie folgende 

E Ausführungen zeigen: "Gehen wir deflhalb aber von dem Zweck aus, junge 
E Männer zu Aerzten zu bilden, welche den menschlichen Körper nicht nur 
k historisch in seinen gesunden und kranken Zuständen, als isolirten Gegens- 

tand kennen, der lauter besondere unverstandene und wunderbare Räthsel 
darbietet, sondern solche, die auch in dem menschlichen Körper die Kr'afte 
und Thätigkeiten der gesammten Natur wirksam erblicken, die deren 
specielle und verwickelste Manifestation im Menschen für nur verständ- 
lich durch das Studium jener Kräfte und Thätigkeiten überhaupt erachten, 

k die in jedem einzelnen Falle gesunder und kranker Lebenserscheinungen 
t nur eine Erklärung und Hülfe aus der Kenntnii3 der Gesetze, nach welchen 
i 
i jene Kräfte wirksam sind, hoffen; - setzen wir das Ziel unseres Strebens in 
$. die Bildung solcher Aente, so halte ich die Forderung einer Dissertation 
E und einer Disputation für kaum einer Discussion u n t e ~ o r f e n . " ~  
5 Freilich verlangte auch Bischoff vom Promovenden keine wissenschaft- 
1% 
i 

L- 
liche Originalität. Er führte zwar aus, daß die Abfassung einer Dissertation 

i 
235 Schüling 1971, S. 16 und 58. 
236 Abgedruckt bei Bischoff 1848, S. 65-70. 

Bischoff 1848, S. 69. 
238 Vgl. hierzu Carl Vogt, Aus meinem Leben; Erinnerungen und Ruckblicke. Hrsg. 

V. Eva-Marie Felschow und Heiner Schnelling sowie Bernhard Friedmann unter Berück- 
sichtigung der Vorarbeiten von Gerhard Bembeck. (Studia Giessensia, 7). Gie6en 1997, 
S. 148-1 50. 

239 Bischoff 1848, S. 66-67. 
240 Bischoff 1848. S. 68. 
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und News ZU Tage 

chen Disputation ver- 
Breit vorn Promov* 

"' Bischoff 1848, S. 66. 
"2 Bischoff 1848, S. 67. 
243 Anonym 1847, S. 53.; Ackerknecht 1932, S. 137-138. 

Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu 8 35 ( S. 5). 
245 Vgl. Bonner 1995, S. 207; Anonym 1847, S. 54-55. 
246 Ackerknecht 1932, S. 100, 135 und 138. "' Vgl. auch Anonym 1847, S. 54-56. 
248 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu 8 35 (S. 6); zur Rolle des 

Präses vgl. auch [Adolph Carl Gustav] Wernher, Die Promotionen der deutschen medi- 
cinischen Fakultäten in Beziehung zu der Bekanntmachung betreffend die Prüfung der 
Aente etc. Gießen 1876, S. 16. 

249 Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu 5 35 (S. 6). 5 35 (S. 15). 
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Thema der Dissertation diskutiert wurde2''. 
Ein Einfluß auf das Examensresultat kam Dissertation und Disputation 

nicht zu, da die Prüfungsordnung keine Benotung vorsah. 
Die mit dem Druck der Doktorarbeit verbundenen Auslagen stellten na- 

türlich eine zusätzliche finanzielle Belastung der angehenden Mediziner 
dar. Auch zu diesem Umstand hat Bischoff Stellung bezogen. Er wollte ihn 
nicht als Argument gegen die Dissertationen gelten lassen, wobei seine 
Ausführungen von der Furcht vor einer Überfüllung des Berufsstandes 
mitbeeinflußt sind. Diese ließ es kaum tragisch erscheinen, wenn die zu 
erwartenden Kosten Interessenten vom Medizinstudium ab~chreckten~'. 

Der öffentlichen Disputation konnte eine gewisse Bedeutung als feierli- 
chem, den Endpunkt des Studiums auch nach außen markierendem Akt 
zugewiesen werdenz2. 

Betrachtet man die Prüfungsordnung von 1847 zusammenfassend, so 
erscheint zunächst die Einführung der Studienfreiheit erstaunlich. Für die 
Medizinische Fakultät wurden hiermit Bedingungen geschaffen, die von 
den Gießener Studenten für die Gesarntuniversität in der Revolution von 
1848 erst noch eingefordert werden m~ßten"~. Die Lemfreiheit lief den 
Intentionen des Studienplans von 1843 zuwider, der durch die Veiordnun 

25F von Zwangskollegien weitgehende Einschränkungen gebracht hatte . 
Ebenso wie die medizinische Prüfungsordnung von 1847 fiel der Plan von 
1843 in die Kompetenz des Universitätskanzlers und Geheimen Regie- 
rungsrats Justin von Linde. Es wäre aber sicher verfehlt, die 1847 den 
Medizinern gewährte Studienfreiheit als Ausdruck einer Kehrtwende 
dieses konservativen Westfalen und treu ergebenen Mitarbeiters des re- 
striktiven Staatsministers du 'I'hilZ5 ZU werten. Eine gewisse Einschrän- 
kung findet sich dementsprechend auch in der der Prüfungsordnung voran- 
gestellten Bemerkung: "Dagegen dürfen wir von den Mitgliedern Ihrer 
Facultät erwarten, daß sie als Lehrer jede sich ihnen darbietende Gelegen- 
heit benutzen werden, die Studirenden in geeigneter Weise auf die Bedeu- 
tung und Erleichterung aufmerksam zu machen, welche ihnen der geordne- 
te Besuch der Vorlesungen gewährt, gleichwie denn auch gerade dieses der 
nächste Zweck der Einführung des Studienplans 

Vor diesem Hintergrund verdienen die Auswirkungen der Priifungsord- 
nung auf die Medizinische Fakultät, deren Antrag die Einführung der 
"O Facultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, 5 35 (S. 15). Solche Streitsätze 

sind letztmalig im Jahre 1869 einer Gießener medizinischen Dissertation beigefügt wor- 
den (Bijok 1979, S. 61.) 

Bischoff 1848, S. 70. 
"2 Bischoff 1848, S. 69. 
253 Eva-Marie Felschow, ,,Den Degen statt der Feder in der Hand"; Gießen und die 

Revolution von 1848/49. In: UNI-FORUM 13 (1998) 3, S. 4-5. 
254 Felschow/Heuser 1992, S. XXIII. 
255 Diese Charakterisiening nach Felschow/Heuser 1992, S. XXIII. 
256 Fakultäts-Examina 1847, Rescript vom 3. April, Zu 8 2 (S. 2). 
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Studienfreiheit bewirkt hattez7, besonderes Augenmerk. Eine Beeinflus- 
sung des Vorlesungsbesuchs waa jetzt in erster Linie durch die geforderten 
Exarnensleistungen zu erwarten. Wie erbittert um die Berücksichtigung der 
einzelnen Fächer in den -Abschlußprüfungen gestritten wurde, kom& im 
Vorhergehenden gezeigt werden. Gleichzeitig wurde erkennbar, daB die 
Bestimmungen der neuen Prüfungsordnung nachhaltigen M u ß  auf die 
Position d,er verschiedenen LehrStuhlinhaber iperhaib der Fakultät hatten 
und Rückwirkungen für ihre f i d e i k  Versorgung erwarten ließen. 

Die Fdgen der neuen Prüfungsordnung betrafen über den Kreis des 
Mediziner hinaus auch die Philosophische Fakultät. Mit der $ring 
der naturwissenschaftlichen Vorprüfung gewann man im Großherzogturn 
Hessen Anschluß an zukunfisweisende Bestimmungen in den Examensreg- 
lements anderer deutscher Länder. Gleichzeitig wurde den Vertretern der 
Philosophischen Fakultät in Gießen nachhaltiger Einfiuß auf die Ausbil- 
dung der angehenden Ärzte eingeräumt. Am Beispid der Chemie deutete 
sich dabei an, da6 dieser Umstand für die Versorgung weiterer Fachvertre- 
ter neben dem Leb-aber Justus Liebig genutzt werden konnte und 

, damit irn Nebeneffekt der institutionelle Ausbau dieser Disziplin weiter 
gefördert wurde. K-erende Interessen hatte hier Philipp Pf~oebus, der 
sich als Lehrer der Pharmakologie speziell berufen fühlte, "zwischen 
Medicin uhd N a t u r w i s s e i i s c ~  zu vermitteln und auf dem ,G?.enzgebiete 
beobachten zu lehren, ..."z8 Freilich vermochte er es nicht, seinen An- 
s p c h  auf die 'Vertretung der Pharmazeutischen Chemie längerfristig 
durchzusetzen. 

Für den Diskurs unter den Medizin-Professoren war die fast alleinige 
Verantwahmg -der Mitglieder der Philosophischen Fakultät für die natur- 
wissewh&ehen ViqxWungen deshalb von Bedeutung, weil sie ein 
Abrücken. von der Deutung dieser Fächer als reine Hilfsdisziplinen und 

' eine entscEiiedme HUiw&dung zu einer ausschließlich in den Naturwis- 
senschaften w e r t e n  W e  der Medizin förderte. 
Die Ei@hmg des praktischen Prüfungsabschnitts, der die Institutiona- 

lisierwng des von k g  Fnedrich Wiiheim Balser in Gießen eingeführten 
Unterrichts am Kmnkmbe~ weiter stärkte, wurde gegen Bedenken der 
Medizin-Professoren, die einen Mangel an geeigneten Patienten befürchte- 
tenm, vom Ministerium durchgesetzt. Damit konnte eine Angleichung an 
die Staatsexamensregelungen anderer deutscher Länder erreicht werden. 
Andererseits kamen gerade hier die unterschiedlichen Einfiußmöglichkei- 
ten der verschiedenen Fachvertreter zum Ausdruck, waren doch nicht alle 
Mitglieder der Fakultät an diesem Abschnitt der Prjifung beteilig, der ais 
einziger in der alleinigen Verantwortung des Examinators - ohne jede 
z7 Vgl. Fakultäts-Examina 1847. Rescript vorn 3. April, Zu 9 2 (S. 2). 

Phoebus 1849, S. IV. 
259 M11 1993, S. 44. 

Vgl. Bischoff 1848, S. 62. 
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Kontroiie durch die Fakultät - stand. 
Die Prtibgsordnung für die Medizinische Fakultät in ~ i e ß e n  greift 

damit zuin einen Entwickiungen in den Examensbestimmungen anderer 
deutscher #Under auf und nimmt beispielsweise mit der Einführung der 
Studie&Iheit oder dem Verzicht auf die Abfassung von Disse-rn in 
lateinischer Sprache 'damals fUrtscMttliche Positionen ein, arderemtts 
erweist sich ihre Ausarbeitung als in hohem Maße durch antajpistische 
Bestrebungen innerhalb der Mcdhinhhen Fakultät gep*, Dabei -ver- 
stand es offenbar die Gruppe um Theodor Eudwig W&Im Bischoff, der 
eng mit Liebig kooperierte261, nachhaitiger als die Gegenpartei, deren 
streitbarster Vertreter Philipp Phoebus war, sich im hvlitiisterium Gehör zu 
verschaffen und ihre Interessen durchzusetzen. 

D& beide allerdings keine tiefe Freundschaft - wie in der Literatur vielfach 
angenommen - verband. hat Giese 1990 (S. 312) Wargestellt. 




